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Eingemeinden statt
Stimmen splitten
Selbständigerwerbende, die in einer
Gemeinde arbeiten und dort Steuern
zahlen, aber in einer anderen wohnen,
sollen entscheiden können, ob sie statt
in ihrer Wohngemeinde lieber in ihrer
Arbeitsgemeinde wählen und abstim-
men. Das schlagen zwei freisinnige
Zürcher Kantonsräte vor (NZZ
1. 10. 10). Abgesehen von dem Makel,
dass er politische Rechte an Einkom-
mensverhältnisse bindet, ist der Vor-
schlag gar nicht so abwegig – zumindest
auf den ersten Blick.
Viele Menschen wohnen in Aussen-
gemeinden der Agglomerationen, pen-
deln aber in die Kernstadt, um dort zu
arbeiten, auszugehen oder einzukau-
fen. Behördenbeschlüsse und Volks-
entscheide in der Stadt betreffen auch
die Pendler. Aber nur die Stimmbürger
der Stadt können über diese Entschei-
de befinden. Zum Beispiel die Sperrung
des Zürcher Limmatquais, an dem auch
einige Pendler gerne autofrei flanieren,
andere aber vielleicht lieber mit dem
Auto durchfahren würden. Oder die
Kredite der Stadt ans Schauspielhaus
und an andere Kultureinrichtungen, de-
ren Aufführungen sich die Bewohner
der Aussengemeinden gerne anschau-
en, obwohl sie nicht über die Finanzie-
rung mitentschieden haben. Das ist tat-
sächlich undemokratisch.
Das Problem besteht aber auch um-
gekehrt. Gewisse Aussengemeinden be-
treiben eine hemmungslose Tiefsteuer-
politik, weswegen gute Steuerzahler aus
der Kernstadt wegziehen und Steuer-
erhöhungen beschlossen werden müs-
sen. Andere Gemeinden finden es un-
nötig, in den öffentlichen Verkehr zu
investieren, und bescheren den Kern-
städten dadurch Autopendler, Staus
und Umweltverschmutzung. Behörden-
und Volksentscheide in den Aussen-
gemeinden tragen zu Sachzwängen in
der Kernstadt bei und schränken dort
die Entscheidungsfreiheit ein. Auch das
ist undemokratisch.
Konsequenterweise müsste man also
auch den Kernstadtbewohnern ein Mit-
spracherecht in den Aussengemeinden
der Agglomeration zugestehen. Ein
solches Stimmensplitting ist aber kom-
pliziert und unpraktikabel. Um die
Demokratieprobleme in den Agglome-
rationen zu beseitigen, gibt es viel
naheliegendere Lösungen, nämlich
Eingemeindungen.
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